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Dolk und Staat. 


der Krieg hat uns wieder zum Bewußtſein gebracht, daß der Staat die 


machtvollſte Lebensform iſt, die uns gegenübertritt. Nie vorher war 
uns jeine Bedeutung jo gegenwärtig. Lin ganzes Geſchlecht war auf⸗ 
gewachſen, völlig vom Willen zur friedlichen Arbeit erfüllt, das den Staat 
nur noch als einen allgemeinen Begriff empfand, der mit Polizeigewalt 
hinter allen öffentlichen dingen ſtand. Die meiften unter uns hatten ge⸗ 
glaubt, daß es noch machtvollere, ſicher aber höhere und bedeutungs⸗ 
vollere allgemeine Werte gäbe, wle Religion oder Sthik, wie Völkerrecht 
oder Weltwirtschaft. Sehr verbreitet war die Meinung, daß elne ge⸗ 
wiſſe herrſchende Kultur den wirkungsvollſten Einfluß auf die Lebens⸗ 
geſtaltung des einzelnen und der ganzen Menſchhelt ausüben könnte. 
Alle dieſe Anſchauungen haben ihren internationalen Wert verloren. Der 
Staat beherrſcht offenſichtlich alle Lebensformen. Sie alle gelten nur 
ſoweit, als der einzelne Staat ſie ſchügt und gründet. Unjere Ethik, unser 
Recht und unſere Wlrtſchaft, ſie ſtehen und fallen mit unserem deutſchen 
Staate. Ihre freie Entwicklung und Ihre uneingeſchränkte Dajeinsbe- 
rechtigung jind an den Staat gebunden, für den das Volk jeine lehten 
und höchſten Opfer bringt. So ift der Staat aus dem Nebel der täg⸗ 
lichen Gewohnheit zu klarer, von allen erſchauter Bedeutung hervorge⸗ 
wachſen und zugleich zu inniger Einheit mit allen Lebensäußerungen des 
Volkes verſchmolzen. 

Auch wlrtſchaftlich iſt der Staat heute der größte Herrſcher. Die Kriegs⸗ 
wirtschaft hat uns ſehr weitgehende Eingriffe des Staates in dle Wirt: 
ſchaft gebracht. Harte Notwendigkeiten haben eine ſchnelle und gejeh- 
liche Regelung in vielen Fällen gebleterlſch gefordert. Man konnte auch 
nicht warten, bis dle allgemeine Linſicht die Gefahr erkennen würde. 
dle Not ließ melſt keinen anderen Ausweg zu als ſtaatliche Beſtimmungen 
mit den weitgehenden Rechten der Beſchlagnahme, der Derbote und der 
Strafgewalt. Daneben hat der Staat allerdings auch mehrfach ver⸗ 
ſucht, deſondere ethiſche und ſozlale Abſichten mit zu verwirklichen. Lange 
hat man geglaubt, daß man mit der Preispolitik des Staates vor allem 
elne weitgehende Rüdjicht auf die Derbraucher durchdrücken könne. Tats 
ſächlich ift es auch, beſonders in der erſten Seit, gelungen, die ſchroffe 
Ausnutzung vorübergehender Derkehrsftötungen zu hindern und allerlei 
unbegründeten Preisfteigerungen entgegenzuwirken. In der erſten Seit 
der wirtſchaftlichen Krlegsgeſege hat man ſehr viel von dieſem Staats⸗ 
ſozialismus erwartet. Man hat geglaubt, daß der große Siegeszug des 
Staatsgedankens in einem beſonderen neuen Wirtſchaftsgeiſte, dem 
Staatsſozlalismus, ſich auswirken müſſe. Der Staat ſollte ſich nicht 
mehr darauf beſchränken, Recht und Sicherheit, zu ſchützen. Er ſollte alle 
wirtschaftlichen debensäußerungen mit ſeiner Fürſorge fördernd und hel⸗ 
jend begleiten. Diele Stimmen erhoben ſich, die den Staatsjozialismus 
zu einer dauernden Linrichtung geftalten wollten und auch in der örle⸗ 
denszeit von ihm Rettung von allen Ubeln erhofften. 8 

Man wird gut tun, nicht zu übertriebene Hoffnungen auf die Fähigkelt 
des Staates, die Wirtſchaft zu geſtalten, zu ſeten. Allerdings wird der 


Staat immer allgemein anerkannte Notwendigkeiten, auch über den Wi⸗ 
derſtand der Nächſtbeteillgten hinweg, durchführen müſſen. Eine joziale 
Geſetzgebung läßt ſich durch private und genoſſenſchaftliche Einrichtungen 
höchſtens ergänzen, aber nicht erſezen. Dagegen kann der Staat eines 
nie leiſten. Er kann ſittliche Mängel auf wirtſchaftlichem Geblet nicht 
durch Beſchlüſſe und Verordnungen bejeitigen. Er kann nur den Weg 
weisen, Bildungsſtätten errichten, wertvolle Anſäge unterftühen und 
offenbare Auswüchſe hintertreiben. Die Derantwortlichkeit, die jeder ein⸗ 
zelne auch von ſeinen wirtſchaftlichen Taten trägt, kann kein Staatsjozia- 
lismus erſetzen. 

Das Streben nach Gewinn darf den Wunſch, die Wirtſchaftstätigkeit ſo 
einzurichten, daß ſie für das Ganze nützlich iſt, nicht erdrücken. Das iſt 
die Hemmung, die der Staatsjozlalismus nicht ersetzen kann, well nur 
das Gewiſſen des einzelnen ſie erzeugt. Wir kämpfen und arbeiten alle 
für das eine große Endziel. Aber es geht nirgends ohne dle treue Hin- 
gabe jedes einzelnen Dolksgenoſſen. Staat und Dolk ſind in Deutschland 
zu unlösbarer Einheit verſchmolzen. rig Johannes Dogt⸗Schlachtenſee. 


Ernährungsfragen in Preußen. 


Die Brotverſorgung des Volkes iſt geſichert. die Roggenernte iſt in 
vielen Landestellen in vollem Gange; alle Befürchtungen, daß die Ernte 
infolge des langen Winters ſich um Wochen verſpäten könnte, ſind dank 
der warmen Witterung nicht eingetroffen. Wenn auch das Ergebnis der 
neuen Ernte noch nicht überſehen werden kann, jo ſteht ſchon ſetzt feſt, 
daß, obgleich das Getreide infolge der langen Trockenheit in vielen Ge⸗ 
genden im Wachstum zurückgeblieben iſt, doch die Körnerbildung eine 
gute iſt, jo daß ein reichlicher Ertrag zu erhoffen iſt. Der von langer 
Hand vorbereitete Frühdruſch ſorgt dafür, daß ein erheblicher Teil der 
neuen Ernte bald in die öffentliche Hand kommt, jo daß der Übergang 
vom alten zum neuen Erntejahr relbungslos von ſtatten gehen wird und 
Hoffnung auf Erhöhung der ſetzigen Brotportion in nicht allzu ferner 
Zelt beſteht. 

Das Futtergetreide, das ja mit Ausnahme der Wintergerſte ſpäter ge⸗ 
erntet wird, bedurfte dringend des Regens; dleſer iſt in den letzten Ta- 
gen wohl in den meiſten Gegenden deuͤtſchlands noch rechtzeitig einge: 
treten Die Nartoffelknapphelt der letzten Wochen wird bald durch die 
Zufuhren an §rühkartoffeln gemildert werden; im Weſten der Monarchie 
haben die Lieferungen bereits eingeſeht. Auch der Stand der Spät: 
kartoffeln läßt eine bejjere Ernte als im Vorjahr erhoffen; in den Haupt: 
Überſchußgebieten des Oſtens begann zwar ihr Wachstum bereits unter 
der Trodenheit zu leiden; der reichliche Regen der lehten Tage hat auch 
dieſe Sorge weſentlch gemildert. 

Schwierigkeiten bereitet dle Belieferung der großen Bedarfs zentren mit 
OGemüſe und Obſt. Dies iſt darauf zurückzuführen, daß einerſeits die 
Nachfrage naturgemäß eine weſentlich größere ift als in normalen Zelten; 
andererjeits hat die lang anhaltende dürre gerade auf die Entwicklung 
des Gemüſes und des Sommerobſtes ſehr ungünſtig eingewirkt. Eine 
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günftigere Witterungsentwicklung läßt aber für die Zukunft eine Beſſe⸗ 
rung erhoffen. — In die Diehbeftände mußte zwar, um die am 16. April 
erhöhte dlelſchportion geben zu können, vorübergehend tiefer eingegriffen 
werden, die Diehzählung vom 1. Juni hat jedoch ein recht günſtiges 
Bild ergeben, jo daß Befürchtungen wegen etwaiger Gefährdung unjerer 
künftigen Rilch⸗ und Butterverſorgung nicht begründet ſind. 

Aus alledem ergibt ſich, daß, trog mancherlei Entbehrungen und fühl⸗ 
barer Linſchränkungen, auch weiterhin die Möglichkeit des durchhal⸗ 
tens gegeben ift; wenn auch der Wille zum durchhalten in unſerm Volke 
wle bisher lebendig bleibt, dann werden alle Pläne der Seinde, deren 
letzte Hoffnung auf einen wirtſchaftlichen Suſammenbruch deutſchlands 
gerichtet iſt, zuſchanden werden. R. v. Kameke⸗Berlin. 


Unſer Wahlrecht. 


Während der größte Teil unſerer wahlberechtigten männlichen Bevölke⸗ 
rung draußen in hartem Kampf das Beſtehen und die Freiheit des Da- 
terlandes verteidigt, hat ſich im Innern ein Streit um die polltiſchen 
echte, insbeſondere das Wahlrecht, entwickelt. Ob der Partelhader 
ett wirklich notwendig, ob er erfreulich iſt oder nicht, man wird ſich mit 
jeinem Dorhandenjein abfinden müjjen, auch wenn man ihn aufs Jiefſte 
bedauert. Dem Kämpfer draußen wird es in dem Wirrwar des Partei⸗ 
ſtreits oft nicht leicht ſein, ſich ein eigenes Urtell zu bilden, zumal ihm 
in den drei langen Jahren des Kampfes der Zuſammenhang mit den 
Friedensintereſſen der Helmat oft einlgermaßen verloren gegangen ſein 
wird und ihm auch die Hilfsmittel zur Beſchäftigung mit den einſchlä⸗ 
gigen Fragen fehlen. Da wird es vielleicht vielen angenehm ſein, einen 
von Parteiinterejjen freien, rein sachlichen Überblick über den wichtig⸗ 
ſten Streitgegenſtand, unſer Wahlrecht, zu erhalten. der moderne Staat, 
wle ihn das 19. Jahrhundert ausblldete, gibt jedem Staatsbürger einen 
Anteil an der Staatsleitung, den er im Wahlrecht ausübt. Das Wahl⸗ 
recht iſt ſomit ſein wichtigſtes Recht. Ls joll aber nicht nur dem Inter⸗ 
eſſe des Einzelnen an möglihft weitgehendem Linfluß auf die Staats⸗ 
angelegenheiten dienen, ſondern vor allem auch eine geordnete Regie 
rung und gute Entwicklung des Staates gewährleiſten. Dieſe beiden 
Intereſſenreihen können ſehr wohl miteinander in Widerſpruch gera⸗ 
ten. Das Bedürfnis der Staatsverwaltung nach Stetigkeit, Ruhe und 
weltſchauender Vorausſicht kann notleiden, wenn der Einfluß wankel⸗ 
mütiger, jedem geſchickten Agitator zufallender Majjen zu groß ift. An⸗ 
dererſeits kann ein Staat, auf dejjen Leitung nur enge bevorzugte Rreije 
entſcheldenden Einfluß haben, den wirtſchaftlichen und kulturellen Fort⸗ 
ſchritt der Raſſe erſticken und dadurch ſchließlich auch dle Entwicklung 
des Staatsganzen ſchädigen. Lin verſtändiges Gleichgewicht zwischen 
den Kräften des Beharrens und den Strebungen des Fortſchritts her⸗ 
zuſtellen, iſt daher die vornehmſte Aufgabe einer guten Staatsverfaj- 
Jung und eines guten Wahlrechts. Ls ift auf dem zur Derjligung ſte⸗ 
henden Naum nicht möglich, alle Umſtände, die für den rechten Aus⸗ 
gleich in Betracht kommen, auch nur anzudeuten. Nur weniges kann 
hervorgehoben werden. Lin englischer Politiker hat einmal gejagt, die 
politiſche Freiheit, die einem Volke gewährt werden könne, ſtehe in um⸗ 
gekehrtem Derhältnis zu dem Druck, den dle Nachbarn auf ſeine Grenzen 
ausübten. Rein Staat liegt in dieſer Zinſicht jo ungünſtig wie Deutſch⸗ 
land. Um uns behaupten zu können, brauchen wir daher eine viel ſchär⸗ 
fere Zuſammenfaſſung aller Dolkskräfte als etwa England oder Nord⸗ 
amerika. Andererjeits können natürlich einem Volk von jo hoher Kul⸗ 
tur wie das deutſche ohne Gefahr mehr Vechte gewährt werden, als 
einem anderen, bei dem mehr als die Hälfte der Wähler weder leſen 
noch ſchrelben kann. Im Reiche haben wir ein Wahlrecht wle es frel⸗ 
heitlicher kein großer Staat beſitzt, verlangt wird ſelne Einführung auch 
in den Linzelſtaaten, beſonders in Preußen. Hier ſteht jetzt noch dem 
allgemeinen gleichen direkten und geheimen Wahlrecht des Reiches, die 
zwar auch allgemeine, aber indirekte öffentliche Klaſſenwahl gegenüber. 
Da an der Beſeitigung des indirekten und öffentlichen Wahlverfahrens 
kaum noch ein Sweifel beſteht, dreht ſich der Streit eigentlich nur noch 
darum, ob die Klaſſenwahl durch das gleiche oder ein anderes abge- 
ſtuftes Wahlrecht zu erſetzen iſt. Lin gewichtiger Grund für das gleiche 
Wahlrecht ift zweifellos die Erfahrung, daß es im Reiche in faſt 30 Jah⸗ 
ren deſſen glänzende Entwicklung nicht gehemmt, daß es ſich auch in der 
ſchweren Not der Gegenwart bisher mindeſtens als erträglich erwie⸗ 
ſen hat. Andererſeits freilich iſt bei dem eigenartigen Aufbau des Bun⸗ 
desſtaates das nötige Gegengewicht gegen die vorwärts drängenden 
Strebungen vielleicht gerade darin zu ſuchen, daß in den Gliedſtaaten 
die beharrenden Elemente ſtärkeren Einfluß haben. Schließlich iſt doch 
auch Preußen mit ſelnem Klaſſenwahlrecht das Rückgrat der Entwicke⸗ 
lung des Reiches geweſen, und hat an jeinem wirtſchaftlichen Blühen 
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den ſtärkſten Anteil. Die Renſchen ſind nun einmal nach Bildung, Cha 

rakter und Lebenserfahrung unendlich verschieden, ihre Leiſtungen füt 
den Staat ſind keineswegs gleich, alle ihre Pflichten und Rechte ver⸗ 
ſchleden. Da kann es doch auch nicht jo. ganz widerſinnig jein, wenn 
dieſe Ungleichheit auch im Wahlrecht einen Ausdruck findet. Schwierig 
frellich iſt es einen gerechten, den Intereſſen des Staates dlenenden 
Ausgleich zu finden Die Abftufung allein nach der Steuerleiftung ist 
wohl kaum eine ſolche Lſung. Sbenſo kann man aber billig bezweifeln, ob 
das gleiche Wahlrecht ſie bringt. Man wird überhaupt die Bedeutung 
des Wahlrechts für den Kräſteausgleich nicht überſchätzen dürfen. Eng⸗ 
land hat weder allgemeines noch gleiches Wahlrecht, und war vor dem 
Kriege doch ein frei reglertes Land, in Frankreich herrſchte trod allge⸗ 
meinen gleichen Wahlrechts die biürokratiſche Allmacht der Präfekten. 
Auch bel gleichem Wahlrecht in Preußen wird deutſchland nicht zu Hrunde 
gehen, auch bei abgeſtuftem der notwendige und ſegensreiche Fortſchritt 
des deutſchen Volkes nicht gehindert werden. Es ſtehen jo unendlich 
wichtigere Dinge gegenwärtig auf dem Spiel, daß der Streit um das 
Wahlrecht unter keinen Umſtänden die innere Einheit ſollte gefährden 
dürfen. Gefängnisdirektor Göbel-Berlin. 


Kriegsleiſtungen unſerer Induſtrie. 
Die Derjorgung unjeres Heeres mit Kleidung. 


Die Linkleidung der erſten ins §eld rückenden Truppen verurſachte keiner⸗ 
lei Schwierigkeiten von mehr als zufälliger Bedeutung: die feldgraue 
Kriegsuniform war in den vorhergegangenen Sriedensjahren ſchon in 
bedeutenden Mengen hergeſtellt worden, und ebenjo waren Unterwäſche 
und Strümpfe, Handſchuhe und auch andere Kleidungsgegenſtände bei 
Kriegsbeginn bereits zur Stelle. Als aber die Ausdehnung der Kriegs: 
ſchaupläge und die zunehmende Dauer der Kämpfe die Einziehung und 
Ausrliſtung immer neuer Menſchenmaſſen erforderlich machte, da zeigte 
es ſich, daß dle anfangs vorhandenen Beſtände den Anforderungen der 
Heeresverwaltung nicht im entfernteſten mehr genügen konnten: es 
wurde notwendig, in verſtärktem Umfange Bekleidungsgegenſtände für 
die Armeen herzuſtellen, und das gegenüber einem immer fühlbarer 
werdenden Mangel an Wolle und Baumwolle, den hierfür in erſter 
Linie in Frage kommenden Rohftoffen. Man half ſich auf verſchledene 
Weiſe; allgemein gejagt: durch Sparsamkeit im Derbrauch und durch 
Derwendung von Erjagftoffen bei der Fabrikation, wie wir im einzelnen 
noch ſehen werden. 
Zuerſt wurden die geſamten im Inlande vorhandenen Beſtände ber 
ſchlagnahmt und mehreren Geſellſchaften übertragen, die für die Br 
wirtſchaftung dieſer Materlalien eigens begründet worden waren: die 
geſamte Strickwolle beijpielsweije wurde der Kriegswollbedarfs A. ©. 
übertragen und die Rammwolle der Kammwoll A. G. Daneben wurden 
die Fabrikanten, dle ſich weiterhin an der Herftellung von Uniformen 
u. dgl. betelligen wollten, in beſonderen Verbänden organisiert, denen 
von der zuftändigen Behörde — hier dem Bekleidungs⸗Beſchaffungs⸗ 
amte — die Aufträge im einzelnen übertragen wurden. Gleichzeitig mit 
den Aufträgen wurden ihnen die für deren Ausführung erforderlichen 
Materialien von den Bewirtſchaftungsgeſellſchaften — in unſerem Bei- 
ſpiele der Krlegswollbedarfs A. G. und der Rammwoll A. G. — über⸗ 
laſſen. Durch dieje Maßnahmen wurde erreicht, daß die vorhandenen 
Nohſtoffe zur deckung des jeweiligen Heeresbedarfs verwandt und nicht 
etwa bei der Herſtellung von mehr oder minder entbehrlichen Luxus⸗ 
gegenſtänden für die Zivilbevölkerung vergeudet wurden. 
Allein für die Länge der Seit hätten doch trotz dieſer äußerſten Spar 
ſamkeit im Derbrauc die vorhandenen Beſtände den Anforderungen 
des Heeresbedarfs nicht genügen können, wenn nicht die Anpaſſungss⸗ 
fähigkeit unserer Induſtrie in der Lage geweſen wäre, durch mehrfache 
Benugung desſelben Materials und durch Derwendung von Erſagſtoffen 
dle Herſtellung der erforderlichen Mengen von den vorhandenen Roh: 
ſtoffen und den bisherigen Fabrikatlonsmethoden in weiteſtem Maße 
unabhängig zu machen. 
So gelang es beijpielsweije, durch Verarbeitung von Kunftwolle an 
Stelle von reiner Wolle die gleichen Materialien mehrfach zu benugen. 
Des weiteren wurde der Ausfall der Sinfuhr von Baumwolle und Jute 
durch die Derarbeitung von Papier und anderen Faſerſtoffen ausge⸗ 
lichen. Gewaltige Umſtellungen zwar wurden für dleſe Fabrikations- 
Aug 90 innerhalb der Induſtrie erforderlich, und groß war das 
Rijito, das die Unternehmer bei ihrer Durchführung eingingen. Aber 
der Lrfolg hat ſie belohnt — belohnt nicht zum mindeſten durch das 
Bewußtſeln, den Bedarf unſerer Heere an Kleidung und Wäſche für 
längere Kriegsdauer ſichergeſtellt zu haben. Dr. Singer-Berlin. 
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Die Arbeit der Studenten im Kriege. 


Die im Jahre 1873 zu den Sreiheitsfriegen, jo jind auch am Anfang 
des gegenwärtigen Krieges die wehrfähigen Studenten in großen Scharen 
als Freiwillige zu den Waffen geellt, um die Seinde von der deutſchen 
Heimat abzuwehren. Heute find faſt /s aller Studenten Soldaten, und 
unter dem !/s, das wirklich ſtudlert, iſt mehr als die Hälfte weiblichen 
Geſchlechts. Aber auch dleſer kleine Neſt, der nicht mitfechten darf, will 
zu Haufe wenigftens dem Daterlande dienen. So ſind viele Studenten 
in dle freiwillige Krankenpflege, in die Sanitätstolonnen eingetreten. 
Wieder andere ſuchen durch Gejang oder ſonſtige Darbietungen dle Der⸗ 
wundeten inden Lazaretten aufzuheltern und zu unterhalten. So manche 
ziehen jede Woche, die Laute unter dem Arme, ſchöne Lieder auf den 
Lippen, von Lazarett zu Lazarett und werden mit Jubel begrüßt. In 
München fanden große Führungen ftatt; die Derwundeten wurden von 
Studenten und Sochſchullehrern in die zahlreichen Ruſeen geführt; es 
wurde ihnen da vlel öntereſſantes gezeigt und erklärt. Andere Studenten 
halfen in Kinderhorten mit, wo vor allem die Kinder von Kriegerfrauen 
den Tag über wohl aufgehoben find. Wieder andere arbeiteten bel der 
Mehlaufnahme und bei der Lebensmittelkarten⸗Ausgabe mit. Aberall, 
wo die Rot des Krieges zu helfen und zu ſchaffen gab und wo Studenten 
5 konnten, taten fie mit Freuden mit. Ein Beispiel mag dies er⸗ 
Autern: 

In Tübingen gründeten die Studenten gleich am Anfange des Krieges 
einen Nationalen Stubentendienft. Dieſe Dereinigung nahm die ganze 
Hilfsarbeit in die Hand und organisierte für die einzelnen Arbeitsgebiete, 
wie Kinderhort, Rartenausgabe, Lazarettunterhaltung, einzelne Bilfs⸗ 
gruppen. Beſonders hervorragend iſt die ländliche Hilfe diejer Studenten: 
vereinigung. In Tübingen gibt es viele Gärtnereien, und wo, wie es bei 
vielen der Fall ift, der Mann ausmarſchlert ift, kann die Srau dle Arbeit 
kaum allein bewältigen. Da haben nun die Studenten zugegriffen. Für 
jede Gärtnerei, wo der Mann ausmarſchlert iſt, wird alle Sommer eine 
Hilfsgruppe von 6— 8 Studenten und Studentinnen aufgeſtellt. Dieje 
machen untereinander aus, an welchen Tagen und Stunden jie in der 
Gärtnerei helfen wollen, und arbeiten nun den ganzen Sommer dort. 
Jeden Tag, melſtens abends und morgens, müjjen mindeſtens 2 Leute 


in * jeder Gärtnerei helfen. Sind es auch keine gelernten Gärtner, ſo 
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nen jie doch gießen und hacken und Unkraut ausreißen. Auf dieje 
Weiſe haben diejen Sommer in Tübingen Jo Gärtnereien Hilfe bekommen, 
und die Frauen waren recht froh daran. 
Noch größer aber if die Hilfe der Studenten in der Heuernte. Da wird 
auf dem Rathaus eine Dermittlungsftelle für ländliche Hilfe eingerichtet. 
Dorthin wenden ſich die Bauern, wenn fie Hilfe wollen, nicht bloß von 
Tübingen, ſondern auch von den Nachbarorten. Dann werden die Ge⸗ 
ſuche in die Univerfität gebracht und öffentlich angeſchlagen. Hierauf 
juchen ſich die Studenten eine Arbeltsſtelle heraus und gehen hin zu 
den Bauern und helfen ihnen, das Heu hereinbringen. dor der Heu⸗ 
ernte veranſtaltete die Stadtverwaltung einen Mähkurs, bei dem immer 
20— zo Studenten und Studentinnen das Mähen erlernten. Dieje 
Mähder jind natürlich ſehr begehrt und mancher Student, der um ı 0 uhr 
vor ſeinem Profejjor ſigt, hat in der Frühe von 4 Uhr an gemäht. ber 
dle Zeit der Heuernte fallen nachmlttags alle Dorlejungen aus, und jo ſind 
alle Studenten frei zur Hilfe. Alle Arbeit leiften die Studenten unent⸗ 
geltlich, jo daß ſich jedermann ihre Hilfe holen kann. Beſonders jind 
es auch hier wieder die Kriegerfrauen, dle dieje Hilfe gerne annehmen. 
So haben dleſen Sommer täglich Über 100 Studenten bei der Heuernte 
in Tübingen ſelbſt und in den Nachbardörfern, ja ſogar in einigen ent⸗ 
fernten Orten mitgeholfen. Überall waren fie gerne geſehen, und wenn 
man jo Bauer und Student zusammenarbeiten jieht, jo wünſcht man, 
daß es auch im Stieden jo bleiben möge zur ſegensreichen Zukunft un⸗ 
ſeres Vaterlandes. 9. Gegeny⸗ Tübingen. 


Wie ift der Kleingeldmangel zu erklären! 


Der Mangel an kleineren Sahlungsmitteln, der ſich unmittelbar nach 
Ausbruch des Krieges vielerorts bemerkbar machte, ließ ſich zurückjüh⸗ 
ren auf die in weiten Krelſen herrſchende Dorftellung, nur das Hartgeld 
ſel eln Beſit, auf den man ſich in den Nöten und Sährlichkeiten der kom⸗ 
menden Zelt ſicher verlaſſen könne. Das Hartgeld wurde daher aufge⸗ 
ſpeichert und verſchwand aus dem berkehr. 

Crot Ausgabe mehrerer Millionen neuer Kleingeldmünzen wurde im 
weiteren Derlauf des Krieges der Mangel an Kleingeld immer fühlba⸗ 
rer. Die Urſachen hierfür Jind verſchiedene. Einmal macht ſich offen⸗ 
bar, gerade wie in den erſten Kriegswochen, wieder eine Zurückhaltung 
des Kleingeldes, wenn auch zum Teil aus anderen Beweggründen, 


geltend. Mag es auch immer noch genug Leute geben, die ſo törlcht ſind, 
Silber zu hamſtern, in der Meinung, ſich dadurch einen zuverläſſigen Schag 
belſeitezuſchaffen, jo kann dles auf das Anſammeln von anderen Mün⸗ 
zen wohl kaum zutreffen. Hier wird vor allem das Beſtreben maßge⸗ 
bend jein, bei der Rnappheit des Kleingeldes ſich nur dann von ihm zu 
trennen, wenn es durchaus nicht anders geht, weil man nicht, wle in 
gewöhnlichen Seitläufen, ſicher jein kann, die erforderlichen Beträge je⸗ 
derzeit zu erhalten. Dadurch wird der Umlauf des Kleingeldes ver⸗ 


langſamt. 


Daneben wirken dieſelben Umſtände fort, dle auch im Frieden eine Ans 
ſammlung von kleinen Münzen begünftigen, wle der Automatenbetrleb, 
nur daß ſie zum Teil noch ſtärkeren Einfluß haben wie 3. B. das Büch⸗ 
ſen⸗Sammeln zu Wohltätigkeitszwecken, das im Krlege einen weit größe⸗ 
ren Umfang angenommen hat. Auch der Sammelelfer dürfte eine Rolle 
ſpielen. So haben 3. B. von den 1,4 Millionen Stück Aluminlum⸗Pfen⸗ 
nigen, die bereits vor mehreren Wochen in den Derkehr gebracht ſind, 
viele Sterbliche noch nichts zu Gesicht bekommen; ſie ſind eben als „An⸗ 
denken“ hängengeblieben. 
Außer der Geldhamfterei iſt es der ſtändig geſtiegene Bedarf, der trotz 
der erheblichen Zuführung von kleinen Zahlungsmitteln ihr Knappwer⸗ 
den verurſacht hat. Er beruht in erſter Linie darauf, daß ſich das Um: 
laufsgebiet außerordentlich erweitert hat. Unsere Heere ſtehen tief in 
Seindesland, weite Strecken fremden Bodens liegen jeit Jahr und Tag 
hinter den kämpfenden Fronten, unter der ſchügenden Hand der deut: 
ſchen Derwaltung geht dort das tägliche Leben wieder einen Gang, und 
wenn auch die einheimische Währung durch die Beſetzung nicht berührt 
wird, ſo läuft doch das deutſche Geld dort in großen Rengen um. Wenn 
nun gar noch, wie im öſtlichen Bejehungsgebiet, insbeſondere im Ders 
waltungsgebiet des Oberbefehlshabers Oſt das Land von einheimiſchem 
Geld in ſtarkem Maße entblößt war, ſo trat das deutſche Geld bald 
als allgemeines Zahlungsmittel an ſeine Stelle. Der Abfluß des deut⸗ 
ſchen Geldes nach Ober⸗Oſt war jo ſtark — er iſt auf etwa 800 Nilllo⸗ 
nen ark geſchätzt worden —, daß es, um ihn einzudämmen, notwendig 
wurde, eigenes Oberoſtgeld zu ſchaffen, das in Geſtalt von Darlehns⸗ 
kaſſenſchelnen und eiſernen Münzen auf Rubel und Kopeken lautend von 
der Darlehnskaſſe Oſt der Oſtbank für Handel und Gewerbe in Poſen 
ausgegeben wird. Aber auch außerhalb des Beſetungsgebietes wandert 
das deutsche Geld mit unseren Feldgrauen zu den Krlegsſchauplägen 
und ſtrömt keineswegs in demſelben Umfange und jedenfalls nur lang⸗ 
ſam wieder nach Deutſchland zurück. 
Ferner kommt neben dieſer auf den erörterten Ursachen beruhenden 
Hemmung im Umlauf der Sahlungsmittel noch in Betracht, daß dle all⸗ 
gemeine Steigerung der Löhne und der Prelſe für die Bedürfnijje des 
täglichen Lebens, bei denen Barzahlung die Regel ift, eine Erhöhung 
des Geldumſages und damit vermehrte Ansprüche an Sahlungsmltteln 
nach ſich zieht. 
Gegen mißbräuchliche Derwendung von Rünzen zu gewerblichen Zwecken 
iſt vor kurzem eine Bundesratsverordnung erlaſſen worden, die das 
Linſchmelzen oder ſonſtige Derarbeiten von Neichsmünzen zu gewerb- 
licher Derwertung, jowie das Seilhalten, Derkaufen oder ſonſtige Inver⸗ 
kehrbringen von Gegenſtänden, die in erkennbarer Weije unter Derwen⸗ 
dung von Reihsmünzen hergeſtellt ſind, bei Strafe verbietet. 

Dr. Kuſchel⸗Berlln. 


Was iſt in der Kriegerheimſtättenſache ſchon 
praktiſch geschehen? 


Bei einer Heimſtättenbewegung kommt es darauf an, daß Häujer ge⸗ 
baut und Härten drum herum angelegt werden, beides in ſolcher Re⸗ 
gelung, daß die Heimſtätten ihrem Zweck dauernd erhalten bleiben können. 
Alles andere {ft nur Dorbereitungsarbeit, notwendige Dorbereitungs- 
arbeit vielleicht, aber eben doch nicht das Endgültige und Lntſcheldende. 
Diejes Endgültige und Entſcheidende muß natürlich jern von den Par⸗ 
lamenten, von denen wir die Heimſtättengeſetze erwarten, in den ein, 
zelnen Gemeinden geſchehen, zu denen dle Heimftättenjiedlungen ge⸗ 
hören ſollen. Wie ſteht es nun mit den Heimſtättengründungen in den 
einzelnen Städten! 

Bevor wir dieje Frage ſelbſt beantworten, ſel darauf hingewieſen, daß 
es nicht verwunderlich wäre, wenn das Werk in der Praxis noch nicht 
eben weit gediehen wäre. Unſere deutſchen Städte haben auch in der 
Wohnungsreform Großartiges gelelſtet; aber immerhin, wer einmal ein 
ſolches Unternehmen hat heranwachſen ſehen vom erſten, allgemeinen 
Gedanken an bis zum endgültigen Bebauungsplan des Stadtbauamts 
und zum endgültigen Hausbauplan des Baumeifters, der weiß: drei 
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Jahre ſind hierfür eine kurze Zeit. Und gerade dleſe drei Jahre des 
Krieges haben auch der Heimat allerlei Arbeit gebracht. .. Und nun 
die Antwort auf dle Frage: wie welt ſind wir mit den Heimftätten? Man 
kann die Antwort gerade jetzt mit beſtem, ſozuſagen amtlichem Latſachen⸗ 
ftofj geben, der ſich auf die Mitteilungen der Städte ſelbſt gründet. Der 
Deutſche Städtetag hat nämlich in ſeinen Mitteilungen kürzlich das Lr⸗ 
gebnis einer Nundfrage über den Stand der Krlegerheimſtättenſache 
veröffentlicht, die wir hier zugrunde legen. 

Line Reihe von Gemeinden macht die Sache ganz für ſich ſelbſt und er: 
ſtrebt Krieger⸗Wohnheimſtätten durch Bereitſtellung von Baugelände, 
insbeſondere aus gemeindlichem Grundbejig. Dieſe Städte ſind: Bam⸗ 
berg, Caſſel Bodenpreis im Ankauf o, So M. je qm), Freiburg i. B. Boden⸗ 
preis 16— 20 R. im Verkauf), Görlitz, Hannover, wo außer Linfamilien⸗ 
häuſern auch Häuſer mit mehreren Wohnungen vorgeſehen ſind, Heils- 
berg, wo für 40 — 50 Rriegsbejhädigte kleine Rentengüter in Ausficht 
genommen ſind, Königsberg, Recklinghauſen, Sterkrade, wo allerdings 
die hohen Bodenpreiſe als Hemmung empfunden werden. 

Andere Gemeinden denken daran, ſelbſt auch den Bau von Wohnheim⸗ 
ſtätten für Krieger In die Hand zu nehmen. So Colmar im Elſaß, Hei: 
delberg (eine Gruppe von 6 Doppelhäusern und 4 Reihenhäusern im 
ſchönen Neckartal). Neuß will eine bereits vor dem Kriege beſchloſſene 
Gartenſtadt mit Einfamilienerwerbshäufern nur für Kriegstellnehmer 
errichten. Für ein Haus, welches im Bau 5000 M. koſtet und 1000 qm 
Grundfläche hat, alſo 6000 M. Wert darſtellt, müßte der Mieter eine 
Monats zahlung von 25 N. leiſten, falls er keine Anzahlung gemacht hat. 
Dafür geht das Haus allmähllch in ſeinen Beſit über. Nüſtringen ver: 
langt 500 M. Anzahlung, Schleswig eine ſolche von! / io der Koſten; je⸗ 
doch iſt Dorjorge getroffen, daß für beſonders bedürftige und würdige 
Bewerber eine Stiftung die 5 übernimmt. Auch Thorn und 
Bocholt l. W. haben ähnliche Pläne. 


Sehr viele Städte wollen die Heimſtättenbeſtrebungen anderer Organi⸗ 
ſatlonen, Vereine ujw. fördern, meift durch finanzielle Beteiligung. So 
arbeiten Bielefeld, Hagen, Iserlohn, Paderborn mit der Siedlungsge⸗ 
ſellſchaft Rote Erde zu Münſter i. W. Ebenjo wirken in Schleſien Sriede- 
berg, Leobſchüt, Schweidnitz und viele kleinere Orte mit der Schleſiſchen 
Landgeſellſchaft zu Breslau zuſammen. Allenftein unterſtützt ſeine Ge⸗ 
meinnütige Baugeſellſchaft, Bocholt ſeinen Bauverein, Bonn arbeitet 
gemeinjam mit der deutſchen Gartenſtadtgeſellſchaft, Gotha baut mit 
den Mitteln der von der Stadt verwalteten Cosmar⸗Stiftung. Ahnlich 
wirken Guben und Hameln l. W., Hannover und Kiel, Lüneburg, Rann⸗ 
helm, Osnabrück, wo bereits ein Stammkapital von 270000 M. vor⸗ 
handen iſt, Poſen, Stuttgart, Sittau. Zwischen Jena und Weimar lſt 
bei Gr.⸗Schwabhauſen die Kriegerheimſtätten⸗Stedlung „Am Haine 
geplant. In Siegen nimmt der Beamtenwohnungsverein Krlegsver⸗ 
letzte als glelchberechtigte Mitglieder auf. 
Krieger⸗Wirtſchaftsheimſtätten auf dem Lande plant Berlin in der Form 
von Gemüſebauernſtellen auf einem etwa zoo Morgen großen Gelände 
außerhalb des Stadtbezirks. Bernburg beſchränkt ſich auf; kleinbäuer⸗ 
liche Stellen. Breslau ſiedelt durch Vermittlung der Schleſiſchen Land⸗ 
geſellſchaft Krieger auf den ſtädtiſchen Hütern an, ähnliches plant Ro- 
ſtock und Stade, das eine Stiftung der Errichtung von Gemüſebauern⸗ 
ſtellen dienſtbar machen will. 

Dieje Überjicht iſt von Dollſtändigkeit weit entfernt. Die vielen klelneren 
Gemeinden, die Unternehmungen der Siedlungsgeſellſchaften fehlen. 
Aber das Mitgeteilte zeigt ſchon deutlich genug: Der Wille, Kriegerheim⸗ 
ſtätten zu Schaffen, iſt überall lm deutſchen Lande vorhanden. Und wo 
ein Wille iſt, da iſt auch ein Weg, auch in dieſer Sache. C. p. Heil-Berlin. 
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